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Finanzministerium 
 

6. Grundsatz der Selbstdeckung 
 

Der Grundsatz der Selbstdeckung, nach dem der Staat keine 
Versicherungen abschließen soll, ist aus ökonomischer Sicht gut 
begründet. Das Land hält sich an diesen Grundsatz und schließt 
so gut wie keine Versicherungsverträge ab. 
 
Der überwiegende Verzicht auf Versicherungen ist wirtschaftlich 
vertretbar, birgt aber auch Risiken für den Landeshaushalt.  
 
In Einzelfällen kann der Abschluss einer Versicherung wirt
schaftlich vorteilhaft sein. Dies ist gemäß dem Erlass des Fi
nanzministeriums mit dessen Einwilligung im Einzelfall auch zu
lässig. Das Finanzministerium sollte einheitliche Kriterien für die 
Einwilligung in den Abschluss einer Versicherung erarbeiten. 

 
6.1 Warum versichert sich das Land nicht? 

 
Das Land, wie auch der Bund und die anderen Länder, schließt seit jeher 
grundsätzlich keine Versicherungen ab und folgt damit dem „Grundsatz 
der Selbstdeckung“. Die Umsetzung dieses Grundsatzes hat der LRH  
geprüft. Hierbei hat er betrachtet, weshalb und unter welchen Umständen 
Versicherungen für den Einzelnen einen Vorteil bieten und welche Hand
lungsmaxime für den Staat sich daraus ableiten lässt.  
 

6.1.1 Risikoaversion als Versicherungsmotiv für Privatpersonen 
 
Die Nachfrage nach Versicherungsleistungen rührt aus dem Interesse 
nach Sicherheit. Genauer gesagt verhalten Menschen sich im Allgemeinen 
risikoavers: Sie sind bereit, Geld zu bezahlen, um Risiken zu vermeiden.  
 
Eine Versicherung kompensiert den Versicherungsnehmer im Falle eines 
Schadens im Gegenzug für eine im Voraus gezahlte Versicherungsprämie. 
Die Versicherungsgesellschaft nutzt für ihre Kalkulation das Gesetz der 
großen Zahlen, nach dem der mittlere realisierte Schaden nur wenig von 
dem erwarteten Schaden pro Vertrag abweicht. Voraussetzung dafür ist 
eine große Zahl voneinander unabhängiger Risiken. Wenn die Versiche
rungsprämie genau dem erwarteten Schaden entspricht, macht die Ver-
sicherungsgesellschaft im Erwartungswert keinen Gewinn und man spricht 
von einer fairen Versicherung. Für risikoaverse Versicherungsnehmer ist 
eine faire Versicherung immer vorteilhaft. 
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Marktverfügbare Versicherungen sind aber grundsätzlich nicht fair in die
sem Sinne. Weil die Versicherungsgesellschaft zusätzlich ihre Verwal
tungs- und Kapitalkosten decken muss, ist die Versicherungsprämie höher 
als der im Mittel zu erwartende Schaden. Hinzu kommen die Versiche
rungsteuer und in der Regel ein Gewinn der Versicherungsgesellschaft. 
Für die Versicherungsnehmer ist das aber nur scheinbar ein Verlustge
schäft. Denn sie sind aufgrund ihrer Risikoaversion bis zu einem gewissen 
Grad bereit, diesen Preis zu zahlen und ziehen dennoch überwiegend 
einen Nutzen daraus. 
 

6.1.2 Drei Argumente für die staatliche Nichtversicherung 
 
Das Land folgt indes einem anderen Kalkül und schließt grundsätzlich  
keine Versicherungen ab. In Schleswig-Holstein ist dieser Grundsatz der 
Selbstdeckung in den Verwaltungsvorschriften zu § 34 LHO festgelegt, 
welche vom Finanzministerium erlassen werden.  
 
Der Grundsatz ergibt sich aber nicht direkt aus dem Wortlaut des 
§ 34 LHO, wonach „Ausgaben nur soweit und nicht eher geleistet werden 
[dürfen], als sie zur wirtschaftlichen und sparsamen Verwendung erforder
lich sind.“ Daher stellt sich die Frage, ob sich der Erlass zum Grundsatz 
der Selbstdeckung mit dem Wirtschaftlichkeitsgebot begründen lässt. Tat
sächlich lassen sich dafür gute Argumente anführen. 
 
Erstens sind Schäden des Landes letztlich Schäden der Bürger. Das Land 
wird kleine Schäden aus dem laufenden Haushaltsvolumen finanzieren 
können und für große Schäden unter Umständen einen Kredit aufnehmen 
müssen. Für beides kommen letztlich die Steuerzahler auf. Selbst ein 
Großschaden von 300 Mio. € wird so zu einem überschaubaren Betrag 
von 100 € pro Kopf, legt man ihn auf 3 Mio. Schleswig-Holsteiner um. Die 
meisten Menschen würden so kleine Risiken aber nicht versichern, weil 
bei kleinen Beträgen das Maß der Risikoaversion zu gering1 ist, um die 
Kosten der Versicherung aufzuwiegen. Daher sollte auch das Land sie 
nicht versichern. 
 
Zweitens erlaubt der große Aufgabenbereich des Landes ein höheres 
Maß an Planungssicherheit. Es kann die gewöhnlich auftretenden Schä
den wie eine Versicherungsgesellschaft gemäß dem Gesetz der großen 
Zahlen recht genau kalkulieren und im Haushalt veranschlagen. Bei
spielsweise werden jedes Jahr einige Polizeiautos beschädigt, aber es ist 
fast ausgeschlossen, dass alle Polizeiautos beschädigt werden. Das Land 
muss sich daher nicht versichern. 

                                                      
1  Vgl. hierzu Arrow/Lind (1970): Uncertainty and the Evaluation of Public Investment Deci

sions, American Economic Review, 60(3), S. 364-378. 
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Drittens übersteigt die Versicherungsprämie den im Mittel zu erwartenden 
Schaden, weil die Versicherungsgesellschaft ihre Verwaltungs- und Kapi
talkosten decken muss und evtl. einen Gewinn erzielt. Zudem berücksich
tigt die Versicherungsgesellschaft, dass Versicherungsnehmer sich im 
Wissen einer Schadensübernahme riskanter verhalten und eher beson
ders risikofreudige Subjekte eine Versicherung abschließen. Zusätzlich 
wird auf abgeschlossene Verträge 19 % Versicherungsteuer fällig, die in 
den Bundeshaushalt fließt. 
 
Im Regelfall wird der Abschluss einer Versicherung für das Land daher 
unwirtschaftlich sein. Der in den Verwaltungsvorschriften verankerte 
Grundsatz der Selbstdeckung lässt sich also gut mit dem Wirtschaftlich
keitsgrundsatz in § 34 LHO begründen. 
 

6.1.3 Zweieinhalb Argumente für eine Versicherung des Staates 
 
Wie oben gezeigt wurde, lässt sich die Praxis der staatlichen Nichtver-
sicherung gut mit einem wirtschaftlichen Kalkül begründen. Dennoch las
sen die Verwaltungsvorschriften des Landes richtigerweise zu, dass aus
nahmsweise und mit Zustimmung des Finanzministeriums Versicherungen 
abgeschlossen werden. Das kann unter bestimmten Voraussetzungen 
ausnahmsweise wirtschaftlich vorteilhaft sein. 
 
Erstens bieten Versicherungen neben einem rein monetären Schadens-
ausgleich noch weitere Leistungen an. In einigen Fällen könnten Versiche
rer einen Kostenvorteil gegenüber dem Land haben bei der Bearbeitung 
von Schäden wie auch bei der Abwehr unberechtigter Ansprüche. Auf  
einem gut funktionierenden Markt werden die Versicherer diese Kosten
vorteile an ihre Kunden weitergeben müssen, sodass das Land als Kunde 
davon profitieren könnte.  
 
Zweitens sind Fälle denkbar, in denen Versicherer das Risiko des Landes 
falsch einschätzen und die Versicherungsprämie daher zu niedrig anset
zen. Für das Land ergäbe sich daraus ein wirtschaftlicher Vorteil, wenn
gleich dies im Einzelfall schwer darzulegen sein dürfte.  
 
Drittens gibt es Extremrisiken, die das Land theoretisch versichern sollte. 
Als Beispiel sei die überwiegende Zerstörung der Landesinfrastruktur 
durch eine Naturkatastrophe genannt. Gerade für diese Risiken wird es 
aber auf dem Versicherungsmarkt keine oder kaum finanzierbare Ange-
bote geben. Es gibt zwar die Möglichkeit, auch Extremrisiken über soge
nannte Katastrophenanleihen abzusichern. Dabei gibt ein Staat eine  
Anleihe heraus, deren Rückzahlungsverpflichtung im Falle eines genau 
definierten Schadensereignisses entfällt. Allerdings ist die Emission dieser 
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Anleihen komplex und die von den Investoren geforderte Rendite, welche 
an Stelle der Versicherungsprämien tritt, sehr hoch.1 Nach Einschätzung 
des LRH ist auch dieses Instrument für das Land daher nicht sinnvoll.  
 
Für das Land ist eine Versicherung also nur in wenigen denkbaren Fällen 
wirtschaftlich vorteilhaft, selbst wenn es ein marktverfügbares Angebot  
dafür geben sollte. 
 
Das Finanzministerium stellt fest, dass die bestehende Ausnahmemög
lichkeit eine Einzelfallbetrachtung ermöglichen soll. Neben wirtschaftlichen 
seien auch weitere Gesichtspunkte zu berücksichtigen, wie beispielsweise 
unverhältnismäßiger Verwaltungsaufwand oder ein besonders gelagertes 
Haftungsrisiko. Ausnahmeentscheidungen seien nicht nur mit dem Argu
ment der Wirtschaftlichkeit zu begründen.  
 

6.2 Umsetzung des Grundsatzes der Selbstdeckung in der Landesver
waltung 
 
Der LRH hat festgestellt, dass das Land den Grundsatz der Selbstdeckung 
überwiegend einhält und Risiken nicht versichert.  
 
Beispielsweise hat das Land für die eigene Fahrzeugflotte keine Haft
pflichtversicherung abgeschlossen. Damit macht das Land von einer in § 2 
des Pflichtversicherungsgesetzes2 normierten Ausnahme Gebrauch. Auch 
materielle Vermögenswerte des Landes wie Straßen oder große Gebäude 
sind nicht gegen Feuer oder Elementarschäden versichert. 
 
Die Verwaltungsvorschriften zu § 34 LHO sehen vor, dass das Finanz-
ministerium in begründeten Ausnahmefällen dem Abschluss einer Ver-
sicherung zustimmen darf. Von 2019 bis 2023 hat das Finanzministerium 
in 35 Fällen dem Abschluss einer Versicherung zugestimmt. Überwiegend 
handelte es sich dabei um Veranstalterhaftpflichtversicherungen und um 
Versicherungen von Messgeräten der Christian-Albrechts-Universität zu 
Kiel (Universität Kiel) im Rahmen von Exkursionen. In dem betrachteten 
Zeitraum betrugen die bewilligten Prämienzahlungen 116.000 €. Davon 
entfiel allerdings der überwiegende Teil auf eine Kunstversicherung, mit 
der die Sammlung der Kunsthalle Kiel während der Sanierung versichert 
wird. Von der Kunstversicherung abgesehen geht es also durchweg um  
relativ kleine Summen.  

                                                      
1  The Economist, Why catastrophe bonds are failing to cover disaster damage, 

16.01.2025. 
2  § 2 des Pflichtversicherungsgesetzes vom 5.04.1965 (BGBl. I 1965 S. 213), zuletzt ge

ändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11.04.2024 (BGBl. I 2024 Nr. 119). 
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Das Finanzministerium hat bislang allerdings keine eigenen Kriterien auf
gestellt, anhand derer es über eine Ausnahmegenehmigung zum  
Abschluss einer Versicherung entscheidet. Im Lichte obiger Ausführungen 
(Tz. 6.1.3) überzeugten die in den Akten vorgebrachten Begründungen für 
die Ausnahmen nicht durchgehend. Die bloße Tatsache, dass die Ver-
sicherungsprämie klein ist im Verhältnis zur Versicherungssumme, ließe 
sich auf praktisch jeden Versicherungsvertrag anwenden und würde daher 
den Grundsatz der Selbstdeckung aushebeln. Ebenso wenig rechtfertigt 
allein die durch die Versicherung erlangte Planungssicherheit für einen 
kleinen Teilhaushalt ein Abweichen von diesem Grundsatz. Stattdessen 
müssten etwaige Schäden, die nicht aus dem eigenen Budget gedeckt 
werden können, über eine über- oder außerplanmäßige Ausgabe aus dem 
Gesamthaushalt gedeckt werden. 
 
Es wurde bislang auch noch kein Antrag auf Abschluss einer Versicherung 
abgelehnt, was aber laut Auskunft des Finanzministeriums daran liegt, 
dass die Ersuchen im Vorwege telefonisch abgeklärt werden, sodass  
wenig aussichtsreiche Anträge gar nicht erst gestellt werden. 
 

6.2.1 Ausgewählte Versicherungsverträge des Landes 
 
Nach Angaben der Ressorts belaufen sich die gesamten jährlichen  
Prämienzahlungen für Versicherungsverträge auf ca. 48.000 €.   
 
Der größte Posten ist eine Gruppenunfallversicherung für den Kampfmit
telräumdienst. Die Beschäftigten des Kampfmittelräumdienstes haben 
nach dem Tarifvertrag1 Anspruch auf eine Unfallversicherung, die im  
Todesfall 56.498 € und im Invaliditätsfall 112.996 € auszahlt. Das Land  
unterhält bereits seit 1956 eine Unfallversicherung für die Beschäftigten 
des Kampfmittelräumdienstes; die Prämie für 49 versicherte Personen  
inklusive Versicherungsteuer beträgt 12.430 € pro Jahr. In den letzten 
50 Jahren gab es einen Todes- und keinen Invaliditätsfall. Zudem arbeiten 
laut Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport (Innen-
ministerium) nur 29 Personen im unmittelbaren Gefahrenbereich. Die jähr
lichen Auszahlungen liegen im langjährigen Mittel damit deutlich unter der  
Prämienzahlung. Das Innenministerium sollte daher prüfen, ob das Land 
die Entschädigungsleistungen besser selbst erbringen kann – oder ob die 
Versicherung bereit ist, ihre Prämien abzusenken. 
 
Die meisten privat- und öffentlich-rechtlichen Stiftungen des Landes haben 
Vermögenshaftpflicht- und D&O-Versicherungen2 für ihre verantwortlichen 

                                                      
1  § 51 TV-L. 
2  Abkürzung für „Directors and Officers”-Versicherung. Sie schützt die Führungskräfte einer 

Organisation gegen Schadensersatzansprüche. 
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Führungskräfte abgeschlossen. Da in diesen Fällen nicht direkt Schäden 
des Landes abgesichert werden, greift nach Auffassung des Finanz-
ministeriums der Grundsatz der Selbstdeckung in diesem Fall nicht.  
 
Daneben ist der LRH auf einige Kuriositäten gestoßen. Im Innenministe-
rium bestand über viele Jahre eine Versicherung für Kunstgegenstände, 
die sich aber gar nicht mehr dort befanden. Die Versicherung wurde nach 
Beginn der Prüfung gekündigt. Im Geschäftsbereich des Ministeriums für 
Energiewende, Klimaschutz, Umwelt und Natur (Umweltministerium) ist 
der LRH auf Versicherungsverträge für alte Fischereigehöfte gestoßen. 
Nach Auskunft des Umweltministeriums sind die Gebäude vermutlich seit 
den 1920er Jahren durchgehend versichert gewesen, weil sich das Land 
als Pächter dazu verpflichtet hat. Das Land sollte die Versicherungen 
baldmöglichst kündigen. Ebenfalls in den Geschäftsbereich des Umwelt
ministeriums fällt eine Haftpflichtversicherung für die Lorenbahnen zu den 
Halligen für 4.198 € pro Jahr inkl. Versicherungsteuer. Die Begründung für 
den Abschluss dieser Versicherung vom 18.12.1981 ist nicht mehr auf
findbar. Es sind im Lichte der obigen Ausführungen aber keine über-
zeugenden Gründe für ein Abweichen vom Grundsatz der Selbstdeckung 
ersichtlich. Die Versicherung sollte gekündigt werden. 
 
Die Gebäudemanagement Schleswig-Holstein AöR (GMSH) gab 2024 
mindestens 272.000 € pro Jahr für Versicherungen aus. Sie unterliegt 
zwar laut GMSH-Gesetz formal nicht der LHO und damit auch nicht dem 
Grundsatz der Selbstdeckung, nach Ansicht des LRH sollte aber auf den 
Betrieb der GMSH der gleiche Maßstab wie für die Kernverwaltung des 
Landes angelegt werden. Der Landtag sollte das GMSH-Gesetz daher so 
ändern, dass die GMSH künftig auf den Abschluss von Versicherungen 
verzichtet. Um die wirtschaftliche Substanz der GMSH nicht zu gefährden, 
könnte das Land eine Deckungserklärung für größere Schäden (bspw. ab 
100.000 €) abgeben. 
 
Das Finanzministerium kündigt an, den Vorschlag, für die GMSH das 
Prinzip der Selbstdeckung gelten zu lassen, unter Beachtung der recht-
lichen Selbstständigkeit, der Gleichbehandlung von Anstalten des öffent-
lichen Rechts und der Wirtschaftlichkeit prüfen zu wollen.  
 
Das Innenministerium beabsichtigt zu prüfen, ob zukünftig eine Absiche
rung des Risikos für Mitarbeitende des Kampfmittelräumdienstes nach 
dem Grundsatz der Gesamtdeckung erfolgen soll.  
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6.2.2 Empfehlungen des LRH 
 
Das Finanzministerium sollte Kriterien erarbeiten, die eine Ausnahme vom 
Selbstdeckungsprinzip rechtfertigen oder eben ein Festhalten daran gebie
ten. Im Übrigen sollte das Finanzministerium den Grundsatz der Selbst-
deckung eng auslegen. 
 
Für einige der abgeschlossenen Versicherungen lag keine Ausnahme-
genehmigung des Finanzministeriums vor, überwiegend wird der Grund
satz der Selbstdeckung aber eingehalten. Unabhängig davon rät der LRH,  
bestehende Versicherungsverträge in regelmäßigen Abständen auf ihre 
Erforderlichkeit und auf bessere Konditionen hin zu überprüfen. 
 
Das Finanzministerium befürwortet den Vorschlag, Kriterien für eine kon
sistente und einheitliche Entscheidungspraxis aufzustellen und kündigt 
entsprechende Prüfschritte an. Es sieht die geforderte enge Auslegung 
des Grundsatzes der Selbstdeckung angesichts der wenigen Ausnahme
fälle im Prüfungszeitraum als erfüllt an. 
 
Zudem legt es Wert auf die Feststellung, dass die Einholung einer  
Ausnahmegenehmigung sowie die Überprüfung laufender Verträge in der 
Verantwortung der Ressorts lägen.  
 
Der LRH sieht auch die übrigen Ressorts in der Pflicht, die Grundsätze der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten. Jedoch könnte das Fi
nanzministerium in regelmäßigen Abständen die Ressorts mittels der jähr
lichen Haushaltserlasse auffordern zu prüfen, ob Versicherungsverträge 
noch erforderlich und wirtschaftlich sind.  
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